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Corona-Krise schränkt Unterschriftensammlung für das Volksbegehren ein – 

Bildungsbündnis versucht Verlängerung der Eintragungsfrist zu erwirken 

Die Corona-Krise verhindert fast vollständig alle Möglichkeiten zur aktiven 

Unterschriftensammlung für das Volksbegehren. Das Bündnis „Den Mangel beenden – 

Unseren Kindern Zukunft geben!“ regt deshalb eine Fristverlängerung für die Sammlung 

an. Eine schnelle Entscheidung würde den Bürger*innen, dem Bündnis und der Politik 

Klarheit für das weitere Vorgehen verschaffen. 

Nachdem sich das Bündnis vor einigen Wochen vorsichtig optimistisch äußern konnte, 

gerät die Unterschriftensammlung durch die Corona-Krise enorm ins Stocken. Öffentliche 

Sammlungen auf der Straße, vor Einkaufszentren oder bei großen Veranstaltungen sind 

derzeit nicht möglich. Viele Bürger*innen fragen beim Bündnis nach, wie es mit dem 

Volksbegehren weitergeht. Das Bündnis hat sich deshalb vorletzte Woche an 

Ministerpräsident Haseloff gewandt, um eine Fristverlängerung zu erreichen. Wörtlich 

heißt es in dem Schreiben: „Da die Eintragungsfrist für das Volksbegehren nach dem 

Volksabstimmungsgesetz auf 6 Monate begrenzt ist, geht uns derzeit unwiederbringlich 

Zeit verloren, die wir objektiv nicht im vollen Umfang für die Wahrnehmung unseres 

Verfassungsrechts nutzen können.“ Bisher steht die Antwort auf das Schreiben an 

Ministerpräsident Haseloff aus.  

Thomas Jaeger, Sprecher des Landeselternrates für das Bündnis, betonte: „Dem 

Bildungsbereich und insbesondere den Schulen wird in Zukunft ein noch höherer 

Stellenwert zukommen. Das Bündnis sieht sich mit seinem Volksbegehren für mehr 

Personal daher bestätigt. Die jetzt noch möglichen Sammlungen im familiären Umfeld 

können große öffentliche Aktionen jedoch nicht ausgleichen. Eine Verlängerung der Frist 

wäre ein klares Bekenntnis zu diesem demokratischen Grundrecht.“ 

Darüber hinaus hat die Fraktion „DIE LINKE“ am letzten Montag eine Gesetzesinitiative im 

Landtag eingebracht, um eine Öffnungsklausel für die Fristen im Volksabstimmungsgesetz 

bei Naturkatastrophen, Überschwemmungen und Pandemien zu erreichen. Der Landtag 

wollte sich jedoch in der vergangenen Woche nicht äußern. Daher ist derzeit unklar, ob 

und wie die Landesregierung ohne eine Änderung des Volksabstimmungsgesetzes 

reagieren will. 



Das Bündnis appelliert eindringlich an die politisch Verantwortlichen, sich schnell um die 

faktische Durchsetzung des demokratischen Verfassungsrechts auf Durchführung eines 

Volksbegehrens zu bemühen. 

Die Unterschriftensammlung für das Volksbegehren läuft nach dem derzeitigen Stand bis 

zum 7. Juli, das Bündnis wird regelmäßig über weitere Aktionen und Zwischenstände 

berichten. Neben der Unterschrift kann das Bündnis auch durch Spenden unterstützt 

werden.  

Zum Bündnis „Den Mangel beenden – Unseren Kindern Zukunft geben!“: 

Das Bündnis ist ein Zusammenschluss von Eltern-, Schüler- und Pädagogen-Verbänden 

sowie Politiker*innen aus Sachsen-Anhalt. Mitglieder im Bündnis sind: Landeselternrat – 

Schulen (LER), Landeselternvertretung – Kita (LEV), Elternrat-Initiative „Bildung in Not“ 

Magdeburg (BiN), Landesschülerrat (LSR), Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

(GEW), Verband Bildung und Erziehung (VBE), Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Partei 

Die LINKE, Landesverband der Kita- und Schulfördervereine Sachsen-Anhalt e.V. (LSFV), 

Ganztagsschulverband Sachsen-Anhalt e.V. (GTS), Das M steht für Mut e.V., 

Bundesverband Mittelständischer Wirtschaft (BVMW)  

Sprecher*innen für das Bündnis sind:  

Eva Gerth (GEW), Tel.: 0151/652 317 38 und Thomas Jaeger (Landeselternrat), Tel.: 

0173/310 50 69  

Weitere Informationen: https://www.denmangelbeenden.de/ 

Spenden zur Finanzierung werden gesammelt unter: https://kurzelinks.de/spende 
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